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AA, Z; 

Erlassung eines Waffenverbotes – Beschwerde  

 

 

IM NAMEN DER REPUBLIK 

 

 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat durch seine Richterin Dr. Ines Kroker über die 

Beschwerde des Herrn AA, geboren am XX.XX.XXXX, vertreten durch BB Rechtsanwälte OG, 

Adresse 1, **** Y, gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Z vom 07.03.2017, Zahl 

****, betreffend die Verhängung eines Waffenverbotes gemäß § 12 Abs 1 WaffG 1996, nach 

Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung 

 

zu Recht erkannt: 

 

1. Gemäß § 28 VwGVG wird der Beschwerde Folge gegeben und das im angefochtenen 

Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Z vom 07.03.2017 ausgesprochene Verbot zum 

Besitz von Waffen und Munition aufgehoben. 

 

2. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof nach Art 133 Abs 4 B-VG unzulässig. 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision an den 
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Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist 

direkt bei diesem, die außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist beim 

Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen. 

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer 

bevollmächtigten Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen, und es ist eine Eingabe-

gebühr von Euro 240,00 zu entrichten.  

Sie haben die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde 

beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Ein solcher Verzicht hat zur Folge, dass eine 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof und eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 

nicht mehr erhoben werden können. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

 

 

I. Beschwerdevorbringen, Vorverfahren, mündliche Verhandlung: 

 

 

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Z vom 03.02.2017, Zl ****, zugestellt durch 

Hinterlegung am 09.02.2017, wurde dem Beschwerdeführer gemäß § 12 Abs 1 WaffG 1996 

in Anwendung des § 57 AVG der Besitz von Waffen und Munition verboten. Begründet wurde 

dieses Waffenverbot mit der Anzeige der Ehegattin des Beschwerdeführers vom 22.01.2017, 

wonach sie am 21.01.2017 von ihrem Gatten mit dem Umbringen bedroht worden sei. Zu 

diesem Zeitpunkt habe dieser eine Faustfeuerwaffe verpackt in einer Waffentasche in seiner 

Hand gehalten und sich aggressiv vor ihr aufgebäumt.  

 

Der dagegen fristgerecht am 17.02.2017 eingebrachten Vorstellung wurde mit dem nunmehr 

in Beschwerde gezogenen Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Z vom 07.03.2017 keine 

Folge gegeben, dem Beschwerdeführer wurde gemäß § 12 Abs 1 WaffG der Besitz von 

Waffen und Munition verboten und dem Beschwerdeführer wurde aufgetragen, Waffen und 

Munitionsgegenstände der Behörde unverzüglich abzuliefern. Begründet wurde dieser 

Bescheid ebenfalls damit, dass der Beschwerdeführer seine Ehefrau mit den Worten: „Ich 

habe nichts mehr zu verlieren, ich werde dich umbringen!“ gefährlich bedroht habe und er 

seiner Drohung zusätzlich durch seine Pistole verpackt in einer Waffentasche Ausdruck 

verliehen habe. Dieses Verhalten sei als höchst bedenklich einzustufen. Schon alleine dieser 

Umstand rechtfertige die Annahme, dass der Beschwerdeführer durch missbräuchliche 

Verwendung von Waffen die Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder fremdes Eigentum 

gefährden könnte. Die Judikatur sehe bei der Bedrohung der Ehefrau mit dem Umbringen 

bzw dem Erschießen die Erlassung eines Waffenverbotes als mehr als gerechtfertigt an.  

 

Gegen diesen Bescheid hat der Beschwerdeführer fristgerecht Beschwerde erhoben und 

begründend ausgeführt, dass der angefochtene Bescheid an Rechtswidrigkeit in Folge 

Verletzung von Verfahrensvorschriften sowie an Rechtswidrigkeit des Inhaltes leide. 
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Gegen den Beschwerdeführer sei zu **** der Staatsanwaltschaft Y ein Ermittlungsverfahren 

wegen Verdachts nach § 107 StGB anhängig, welches mit Einstellungsverfügung vom 

07.03.2017 gemäß § 190 Z 2 StPO mit der Begründung eingestellt worden sei, dass aufgrund 

der vorliegenden Beweisergebnisse hinsichtlich des von CC angezeigten Vorfalles vom 

21.01.2017 ein Schuldnachweis gegen den Beschwerdeführer nicht mit der für ein 

Strafverfahren erforderlichen Gewissheit zu führen sei. 

 

Der Beschwerdeführer habe bereits im vorausgehenden Verfahren im Rahmen der 

Vorstellung auf die widersprüchlichen Aussagen der Ehegattin CC hingewiesen, wonach sie 

anlässlich ihrer Zeugenvernehmung vor der PI Z am 22.01.2017 behauptet habe, zu 

Jahresbeginn 2016 oder Jahresende 2015 von ihrem Ehegatten während eines Streits am 

Hals gehalten worden zu sein, sodass sie keine Luft mehr bekommen habe. Die im Rahmen 

des Ermittlungsverfahrens getätigten Erhebungen haben ergeben, dass keine Anzeichen 

möglicher Würgemerkmale vorgelegen haben. Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens sei von 

der Ermittlungsbehörde nicht erhoben worden, weswegen CC in der Ambulanz vorstellig 

wurde. Eine einfache, im Vorstellungsverfahren beantragte Nachfrage hätte ergeben, ob eine 

Mittelohrentzündung festgestellt wurde, welche in keinerlei Zusammenhang mit einer 

Tätlichkeit des Beschwerdeführers stehen könne. Weiters sei im Vorstellungsverfahren auf 

die Widersprüche der Aussage der Zeugin vor dem Gerichtsvorsteher des BG Z und jener in 

der polizeilichen Einvernahme vor der PI Z hingewiesen worden. Sämtliche dieser 

Widersprüche greife die belangte Behörde im gegenständlichen Verfahren nicht auf. 

 

Im Rahmen einer fachärztlichen Untersuchung sei bei der Ehegattin des Beschwerdeführers 

der Verdacht auf eine Angststörung mit panikattackenähnlichen Zuständen ebenso 

festgestellt worden, wie der Umstand, dass die Zeugin große Schwierigkeiten habe, sich ihren 

psychischen Problemen zu stellen. Die Ehegattin des Beschwerdeführers nehme seit 2 oder 3 

Monaten vor dem 22.01.2017 in Vorbereitung einer bevorstehenden Operation das 

Medikament Urbason zu sich. Bei diesem Medikament werde ausdrücklich auf erhebliche 

Nebenwirkungen im Bereich psychischer Störungen, nämlich Depressionen, 

Persönlichkeitsveränderungen, Stimmungsschwankungen, Gereiztheit, Antriebs- und 

Appetitsteigerung hingewiesen. 

 

Die belangte Behörde schließe aus einer völlig unbewiesenen Behauptung auf bestimmte 

Tatsachen und leite daraus im Sinne einer Prognoseentscheidung das missbräuchliche 

Verwenden von Waffen ab. Die belangte Behörde habe im Ermittlungsverfahren den Anträgen 

des Beschwerdeführers, auf Feststellung einer bestimmten Tatsache im Sinne des § 12 WaffG 

nicht entsprochen, sondern gehe in Verletzung der Unschuldsvermutung davon aus, der 

Beschwerdeführer habe seine Ehegattin tatsächlich gefährlich bedroht. Der angefochtene 

Bescheid leide daher an einem wesentlichen Verfahrensmangel und sei daher zu beheben. 

 

Die belangte Behörde verweise auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 

26.02.2002, 2000/20/0076, wonach aufgrund einer Verurteilung nach § 83 Abs 1 im Zuge 

einer familiären Gewalt mit Verletzungsfolgen selbst für den Fall der Provokation durch das 

Opfer und Tatbegehung in einer „Ausnahmesituation“ für die Verhängung eines 

Waffenverbotes als ausreichend angesehen worden sei. Die belangte Behörde verkenne 

allerdings, dass dort der Erlassung des Waffenverbotes eine rechtskräftige Verurteilung nach 
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§ 83 Abs 1 StGB vorausgegangen sei. Fallbezogen sei der Beschwerdeführer jedoch 

strafrechtlich keinesfalls verurteilt worden, sondern sei das Ermittlungsverfahren gemäß 

§ 190 Z 2 StPO eingestellt worden, ohne dass weitere Ermittlungen geführt worden seien, die 

aufgezeigt hätten, dass die Falschbehauptungen der Ehegattin des Beschwerdeführers auf 

deren psychischen Zustand aufgrund Medikamenteneinnahme und bereits vorausgehender 

massiven psychopathologischen Belastung (Angststörungen mit panikattackenähnlichen 

Zuständen) zurückzuführen seien. 

 

Die belangte Behörde habe sohin nicht nur kein Ermittlungsverfahren durchgeführt, um 

Sachverhaltsgrundlagen für die im Gesetz normierten bestimmten Tatsachen zu schaffen, 

sondern stelle gegen Art 6 Abs 2 EMRK fest, der Beschwerdeführer habe eine gefährliche 

Drohung begangen, auf welcher rechtswidrigen Grundlage das Waffenverbot und die 

Einziehung der Waffen ausgesprochen werde. Damit werde auch das Grundrecht des 

Antragstellers auf Unversehrtheit des Eigentumsrechtes verletzt. 

 

Beweise: 

• Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft Y, ****, 

• Tagsatzungsprotokoll **** des BG Z vom 02.02.2017, 

• fachärztliche Stellungnahme des DD, Facharzt für Psychiatrie vom 27.09.2013, 

• Auszug hinsichtlich Nebenwirkungen bei Einnahme des Medikaments Urbason, 

• ZV CC, Adresse 2, **** Z; 

 

Aus den genannten Gründen wurden daher die Anträge gestellt, das 

Landesverwaltungsgericht Tirol wolle gemäß § 44 VwGVG eine mündliche Verhandlung 

durchführen, in deren Rahmen die angebotenen Beweise aufzunehmen sind, und gemäß Art 

130 Abs 4 BVG und § 28 Abs 2 VwGVG in der Sache selbst entscheiden und den 

angefochtenen Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Z vom 07.03.2017, GZ ****, 

dahingehend abändern, dass das verhängte Waffenverbot gemäß § 12 Abs 1 WaffG 

aufgehoben wird, in eventu wurde beantragt, den angefochtenen Bescheid gemäß § 28 Abs 3 

VwGVG mit Beschluss aufzuheben und die Angelegenheit zur Ergänzung des Sachverhaltes 

sowie zur neuerlichen Entscheidungsfindung an die belangte Behörde zurückzuverweisen. 

 

Am 14.06.2017 fand in der gegenständlichen Angelegenheit eine öffentliche mündliche 

Verhandlung statt, anlässlich derer der Beschwerdeführer einvernommen worden ist. Die als 

Zeugin vor dem Landesverwaltungsgericht Tirol erschienene Ehegattin des 

Beschwerdeführers hat von ihrem Recht, die Aussage zu verweigern, Gebrauch gemacht. 

 

 

II. Sachverhalt und Beweiswürdigung: 

 

Der Beschwerdeführer ist Sportschütze in einem Sportschützenverein (vgl die Bestätigung 

des Jagd- und Schießsportverein Z vom 12.07.2016). Er ist Inhaber einer Waffenbesitzkarte 

(Nr. ****) für fünf Stück genehmigungspflichtige Schusswaffen. In seinem Europäischen 

Feuerwaffenpass (ausgestellt von der Bezirkshauptmannschaft Z am 23.04.2012) sind 

folgende Waffen eingetragen: Pistole Walter GSP, Kaliber .22Ir, Pistole Sig Sauer 226S, 
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Kaliber 9 mm Para, Pistole Walter GSP, Kaliber 22, Langwaffe mit gezogenem Lauf Tikka T3, 

Kaliber .308 Win, 1 Revolver S&W 627, Kaliber .357 Mag, Pistole Les Baer, Kaliber .45 Auto. 

 

Die Ehegattin des Beschwerdeführers, Frau CC, erstattete am 22.01.2017 auf der 

Polizeiinspektion Z persönlich Anzeige, dass sie am 21.01.2017 um 20:20 Uhr in der 

ehelichen Wohnung in der Adresse 3 in Z von ihrem Mann mit dem „Umbringen“ bedroht 

worden sei. Ihr Ehegatte habe zum Zeitpunkt der Drohung eine Faustfeuerwaffe, verpackt in 

einer Waffentasche, in seiner Hand gehalten und habe sich aggressiv vor ihr aufgebäumt (vgl 

Bericht der Polizeiinspektion Z vom 22.01.2017, GZ ****). 

 

Daraufhin wurde der Beschwerdeführer vorläufig festgenommen, ein Betretungsverbot wurde 

ihm gegenüber ausgesprochen und ein vorläufiges Waffenverbot gemäß § 13 Abs 1 WaffG 

1996 verhängt sowie seine Waffen samt Munition sichergestellt (vgl die Berichterstattung der 

Polizeiinspektion Z vom 22.01.2017, GZ ****). 

 

Das wegen gefährlicher Drohung gemäß § 107 StGB gegen den Beschwerdeführer 

eingeleitete Strafverfahren wurde gemäß § 190 Z 2 StPO mit der Begründung eingestellt, 

dass aufgrund der vorliegenden Beweisergebnisse hinsichtlich des von CC aufgezeigten 

Vorfalles vom 21.01.2017 ein Schuldnachweis gegen AA nicht mit der für ein Strafverfahren 

erforderlichen Gewissheit zu führen ist (vgl Verfügung der Staatsanwaltschaft Y vom 

07.03.2017, ****). 

 

Einen beim Bezirksgericht Z gestellten Antrag auf einstweilige Verfügung gemäß § 382b EO 

hat die Ehegattin des Beschwerdeführers wieder zurückgezogen (vgl Schreiben vom 

03.02.2017). 

 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer seine Ehegattin am 

21.01.2017 gegen 20:20 Uhr mit dem Umbringen bedroht hat.  

 

 

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus dem jeweils in Klammer angeführten Akteninhalt sowie 

aus folgender Beweiswürdigung: 

 

Der Beschwerdeführer hat anlässlich seiner Einvernahme vor dem Landesverwaltungsgericht 

Tirol vehement bestritten, dass er seine Frau mit dem Umbringen bedroht haben soll. Er hat 

glaubwürdig von einem Ehestreit berichtet, weil ihm seine Frau - nach seinen Angaben zu 

Unrecht - vorgeworfen habe, dass er fremdgegangen sei. Über den Fortgang des Streits gab 

der Beschwerdeführer an:  

 

„Irgendwann ist mir das so auf die Nerven gegangen, dass ich gesagt habe, ich gehe jetzt 

auf den Schießstand. Ich habe eine Waffe aus dem Tresor geholt, die Waffe war in einer 

Tasche, die mit einem Schloss versperrt war. Ich bin an ihr vorbeigegangen, sie hat mich 

noch beschimpft, wie blöd ich bin, dass ich jetzt davongehe. Ich habe gesagt, sie geht mir 

schon so auf den Geist und es reicht mir und es ist mir egal, ob ich nun die Wohnung 

aufgebe und die Scheidung eingereicht wird. Ich habe auch gesagt, es ist mir egal, was es 
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kostet, aber ich habe nicht gesagt, dass ich sie umbringe. Sie hat mir noch nachgeschrien 

und ich bin dann gegangen.  

Über Frage gebe ich nochmals an: Ich habe nicht gesagt, dass ich sie umbringen werde. Ich 

bin dann mit dem Auto zu diesem Schützenverein gefahren. Von der Wohnung aus ist die 

Garage einsichtig und es ist leicht zu erkennen, ob ich wegfahre oder nicht. Ich bin dann 

auch mit dem Auto weggefahren. Ich habe mich am Schießstand ordnungsgemäß ins 

Schießbuch eingetragen. Ich habe dort mein Training absolviert und ca nach ein bis zwei 

Stunden bin ich wieder in die Wohnung zurückgekehrt. Ich habe dann die Waffen 

verschlossen wieder in den Tresor gegeben. Da war dann Ruhe. Wir haben an diesem Tag 

nicht mehr miteinander gesprochen. Ich bin dann schlafen gegangen und meine Frau ist 

später auch ins Ehebett gekommen. Meine Frau hätte natürlich auch die Möglichkeit gehabt, 

draußen im Wohnzimmer zu schlafen.“ 

Vor dem Landesverwaltungsgericht Tirol hat die Ehegattin von ihrem Recht, die Aussage zu 

verweigern, Gebrauch gemacht. Die Verweigerung der Aussage durch die Zeugin hat zur 

Folge, dass dieses Beweismittel (Zeugenbeweis) zur Feststellung des maßgebenden 

Sachverhaltes nicht in Betracht kommt (vgl VwGH 14.10.1992, 91/13/0158 ua).  

Dass Opfer von häuslicher Gewaltanwendung oder –drohung in Verfahren von ihrem 

Aussageverweigerungsrecht Gebrauch machen, bedeutet vice versa nicht, dass der Vorfall 

nicht stattgefunden hat. Im vorliegenden Fall ist jedoch zu berücksichtigen, dass der 

Beschwerdeführer nach der von seiner Ehefrau behaupteten gefährlichen Drohung die 

Wohnung für ein bis zwei Stunden verlassen hat und augenscheinlich mit dem Auto 

weggefahren ist, trotzdem hat seine Gattin nicht sofort die Polizei verständigt, obwohl dazu 

die Möglichkeit bestanden hat. Erst am nächsten Morgen - nach einem weiteren Streit wegen 

einem zerbrochenen Blumentopf - hat sie bei der Polizeiinspektion Z Anzeige erstattet. Wenn 

tatsächlich eine gefährliche Drohung ihr gegenüber ausgesprochen worden ist, welche sie in 

Angst und Unruhe versetzt hat, ist die fehlende Reaktion unmittelbar nach dem Vorfall – trotz 

entsprechender Möglichkeit - wenig plausibel. 

 

In Zusammenschau mit der nachvollziehbaren und widerspruchsfreien Aussage des 

Beschwerdeführers vor dem Landesverwaltungsgericht Tirol, der einen durchaus 

glaubwürdigen Eindruck hinterlassen hat, kann daher die behauptete Drohung mit dem 

Umbringen nicht festgestellt werden. 

 

 

III. Rechtslage: 

 

Die für den vorliegenden Fall maßgebliche Bestimmung des § 12 WaffG 1996, BGBl I Nr 

12/1997 idF BGBl I Nr 161/2013, lautet wie folgt: 

Waffenverbot 

§ 12 

(1) Die Behörde hat einem Menschen den Besitz von Waffen und Munition zu verbieten 

(Waffenverbot), wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dieser Mensch 
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durch missbräuchliches Verwenden von Waffen Leben, Gesundheit oder Freiheit von 

Menschen oder fremdes Eigentum gefährden könnte. 

(2) Die im Besitz des Menschen, gegen den ein Waffenverbot erlassen wurde, befindlichen 

 1. Waffen und Munition sowie 

2. Urkunden (ausgenommen Jagdkarten), die nach diesem Bundesgesetz zum 

Erwerb, Besitz, Führen oder zur Einfuhr von Waffen oder Munition berechtigen, 

sind unverzüglich sicherzustellen. Für die damit betrauten Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes gilt § 50 des Sicherheitspolizeigesetzes - SPG, BGBl Nr 566/1991. 

(3) Eine Beschwerde gegen ein Waffenverbot hat keine aufschiebende Wirkung. Mit dem 

Eintritt der Rechtskraft des Waffenverbotes gelten 

 1. die sichergestellten Waffen und Munition als verfallen; 

 2. die im Abs 2 Z 2 angeführten Urkunden als entzogen. 

(4) Die Behörde hat dem Betroffenen auf Antrag für die verfallenen Waffen und verfallene 

Munition, soweit er deren rechtmäßigen Erwerb glaubhaft macht, mittels Bescheides eine 

angemessene Entschädigung zuzuerkennen. Ein solcher Antrag ist binnen einem Jahr ab 

Eintritt der Rechtskraft des Verbotes nach Abs 1 zu stellen. 

(5) Die gemäß Abs 2 sichergestellten Waffen und Munition gelten trotz eines rechtmäßig 

verhängten Waffenverbotes nicht als verfallen, 

 1. wenn das ordentliche Gericht, dem sie anlässlich eines Strafverfahrens 

vorgelegt worden sind, ihre Ausfolgung an deren Eigentümer verfügt oder 

 2. wenn jemand anderer als der Betroffene binnen sechs Monaten, vom Zeitpunkt 

der Sicherstellung an gerechnet, der Behörde das Eigentum an diesen Gegenständen 

glaubhaft macht 

und dieser Eigentümer die Gegenstände besitzen darf. 

(6) Erlangt die Behörde Kenntnis, dass sich ein Waffenverbot gegen den Inhaber einer 

Jagdkarte richtet, so ist der Behörde, die die Jagdkarte ausgestellt hat, eine Abschrift des 

vollstreckbaren Verbotsbescheides zu übermitteln. Erlangt die Behörde Kenntnis, dass sich 

ein Waffenverbot gegen jemanden richtet, dem auf Grund seines öffentlichen Amtes oder 

Dienstes von seiner vorgesetzten österreichischen Behörde oder Dienststelle eine Dienstwaffe 

zugeteilt worden ist, so ist eine Abschrift des vollstreckbaren Verbotsbescheides dieser 

Behörde oder Dienststelle zu übermitteln. 

(7) Ein Waffenverbot ist von der Behörde, die dieses Verbot erlassen hat, auf Antrag oder 

von Amts wegen aufzuheben, wenn die Gründe für seine Erlassung weggefallen sind. 

(8) Die örtliche Zuständigkeit für die Verhängung eines Waffenverbotes gegen Personen ohne 

Hauptwohnsitz oder Wohnsitz in Österreich richtet sich nach dem Ort des Vorfalls, der dazu 

Anlass gibt, ein Verfahren zur Verhängung eines Waffenverbots einzuleiten. 
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IV. Erwägungen: 

 

Nach § 12 Abs 1 Waffengesetz 1996 hat die Behörde einem Menschen den Besitz von Waffen 

und Munition zu verbieten (Waffenverbot), wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass dieser Mensch durch missbräuchliches Verwenden von Waffen Leben, 

Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder fremdes Eigentum gefährden könnte. 

Der Verbotstatbestand des § 12 Abs 1 WaffG setzt voraus, dass auf Grund objektiver 

Sachverhaltsmerkmale eine besonders qualifizierte missbräuchliche Verwendung von Waffen 

zu befürchten ist. Entscheidend für die Verhängung eines Waffenverbotes ist es, ob der von 

der Behörde angenommene Sachverhalt "bestimmte Tatsachen" iSd § 12 Abs 1 WaffG 

begründet, ob also die Annahme gerechtfertigt ist, der Betroffene könnte durch 

missbräuchliches Verwenden von Waffen Leben, Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder 

fremdes Eigentum gefährden.  

Demgegenüber ist die Versagung bzw der Entzug waffenrechtlicher Urkunden (vgl § 21 Abs 1 

bzw § 25 Abs 3 WaffG) schon bei fehlender waffenrechtlicher Verlässlichkeit (vgl  § 8 WaffG) 

gerechtfertigt, die insofern an andere, weniger strenge Anforderungen geknüpft sind 

(vgl etwa VwGH 28.11.2013, 2013/03/0084). Das Fehlen der iSd § 8 WaffG erforderlichen 

Verlässlichkeit begründet aber noch nicht zwangsläufig eine Gefahr iSd § 12 Abs 1 WaffG 

(einem Alkohol- oder Suchtkranken fehlt es zB an der waffenrechtlichen Verlässlichkeit 

gemäß § 8 Abs 2 Z 1 WaffG, es ist aber – ohne Hinzutreten weiterer Umstände – einer 

solchen Person gegenüber kein Waffenverbot zu verhängen, vgl auch VwGH 26.06.2014, Ro 

2014/03/0063).  

Die Erlassung eines Waffenverbotes dient somit der Verhütung einer missbräuchlichen 

Verwendung (das ist eines gesetz- oder zweckwidrigen Gebrauches) von Waffen gegenüber 

Personen oder Sachen bezüglich der genannten Schutzgüter, denen ein sehr hoher 

Stellenwert zukommt. Bei der Beurteilung der mit dem Besitz von Waffen verbundenen 

Gefahren ist im Hinblick auf den dem WaffG (allgemein) innewohnenden Schutzzweck ein 

strenger Maßstab anzulegen. Der Begriff der "missbräuchlichen Verwendung" einer Waffe ist 

daher nicht restriktiv auszulegen. Wesentlich ist, dass dem Betroffenen die missbräuchliche 

Verwendung von Waffen zuzutrauen ist. 

Die Erlassung eines Waffenverbotes liegt somit nicht im Ermessen der Behörde; sind die in 

§ 12 WaffG normierten Voraussetzungen für die Erlassung eines Waffenverbots gegeben, hat 

die Behörde nach § 12 Abs 1 leg cit vorzugehen und ein Waffenverbot auszusprechen 

(vgl auch VwGH 18.05.2011, 2008/03/0011, und VwGH 27.11.2012, 2012/03/0134). 

Bei einem Waffenverbot wird nach der ständigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht über eine strafrechtliche Anklage (iSd Art 6 EMRK) 

entschieden, vielmehr handelt es sich dabei um eine administrativrechtliche Maßnahme zum 

Schutz der öffentlichen Ordnung (vgl  VwGH vom 19. März 2013, 2012/03/0180). 

Es ist für die Beurteilung nach § 12 WaffG 1996 auch nicht entscheidend, ob die 

Strafverfolgungsbehörde wegen des strittigen Vorfalls von einer Verfolgung Abstand nahm, 

weil diese Entscheidung für die Waffenbehörde keine Bindungswirkung entfaltet. Die Behörde 

hat daher die Frage der Erlassung eines Waffenverbots nach den hiefür vom WaffG 1996 
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vorgegebenen Kriterien eigenständig zu beurteilen, ohne an die Erwägungen der 

Staatsanwaltschaft bei ihrer Entscheidung betreffend die Einstellung des gerichtlichen 

Strafverfahrens gebunden zu sein (vgl VwGH 22.10.2012, 2012/03/0063, 18.09.2013, 

2013/03/0097, 30.01.2014, 2013/03/0154, und 19.03.2013, 2012/03/0180). 

Der Verbotstatbestand des § 12 Abs 1 WaffG setzt – wie bereits ausgeführt - voraus, dass 

aufgrund objektiver Sachverhaltsmerkmale eine qualifiziert rechtswidrige Verwendung von 

Waffen (nämlich durch gesetz- oder zweckwidrigen Gebrauch) zu befürchten ist 

(vgl etwa VwGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, mwN).  

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs stellt unter anderem die Bedrohung 

eines Menschen mit dem Erschießen eine "konkrete Tatsache“ im Sinne des § 12 Abs 1 WaffG 

1996 dar, die ein für die Beurteilung der Voraussetzungen eines Waffenverbotes relevantes 

Bild von der Persönlichkeit eines Menschen vermitteln kann und wegen des damit zu Tage 

getretenen Aggressionspotenzials ein Waffenverbot zu rechtfertigen vermag (vgl etwa VwGH 

vom 06.09.2005, 2005/03/0039, mwN, 17.05.2017, Ra 2016/03/0106 ua).  

Voraussetzung für die Beurteilung der Frage, ob "bestimmte Tatsachen" iSd § 12 Abs 1 

WaffG 1996 vorliegen, ist aber ein mängelfreies Ermittlungsverfahren, aufgrund dessen in 

einer ausreichend begründeten Entscheidung festgestellt wird, dass diese Person die ihr zur 

Last gelegten Taten auch tatsächlich begangen hat (vgl VwGH 05.05.2014, Ro 

2014/03/0033).  

Im abgeführten Beweisverfahren haben sich für das erkennende Landesverwaltungsgericht 

Tirol keine Anhaltspunkte ergeben, die auf „bestimmte Tatsachen“ im Sinne des § 12 Abs 1 

Waffengesetz schließen lassen, welche die Verhängung eines Waffenverbotes begründen 

würden. Die von der Verwaltungsbehörde im angefochtenen Bescheid begründend angeführte 

Drohung mit dem Umbringen konnte nicht bewiesen werden und es sind auch keine 

sonstigen Tatsachen hervorgekommen, die eine missbräuchliche Verwendung von Waffen 

untermauern würden. Weder hat sich ergeben, dass der Beschwerdeführer im Umgang mit 

Waffen die gebotene Sorgfalt außer Acht gelassen hat, noch hat sich beim Beschwerdeführer 

ein gegenwärtiges Aggressionspotenzial feststellen lassen, das ein Waffenverbot zu 

rechtfertigen vermag. 

 

V. Ergebnis: 

 

Da das Gericht das Vorhandensein von bestimmten Tatsachen im Sinne des § 12 Abs 1 

WaffG 1996 nicht erkennen konnte, war daher der Beschwerde Folge zu geben und 

antragsgemäß das mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Z verhängte Waffenverbot 

aufzuheben.  

 

 

VI. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision: 

 

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu 

beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche 
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Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch 

fehlt es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Ebenfalls liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der 

zu lösenden Rechtsfrage vor.  

Die in der gegenständlichen Beschwerdesache zu lösenden Rechtsfragen konnten anhand der 

in der vorliegenden Beschwerdeentscheidung zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichts-

hofes einwandfrei einer Beantwortung zugeführt werden. Eine außerhalb dieser Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes liegende Rechtsfrage ist für das erkennende Gericht im 

Gegenstandsfall nicht hervorgekommen. 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

Dr. Ines Kroker 

(Richterin)


